






BEITRÄGE VON SPIEGELBILD- 
MITGLIEDERN  IN DER FACHLITERATUR

POLITISCHE BILDUNG UND SOZIALE ARBEIT IM 
HANDLUNGSFELD DER SCHULE
Thure Alting, Benny Momper
Sozialmagazin, Heft 11–12/2024

Der Beitrag diskutiert die Praxis politischer Bildung 
mit sozialarbeiterischem Anspruch im schulischen 
Ganztag. Im Fokus stehen Spannungen zwischen 
diskriminierungskritischer Bildung und institutio-
nellen Logiken von Schule.

EINE PROFESSION UND DIE SCHULD. 
DIE SOZIALE ARBEIT UND IHR UMGANG MIT 
DEM     NATIONALSOZIALISMUS
Thure Alting 
neue praxis. Zeitschrift für Sozialarbeit, Sozialpä-
dagogik und Sozialpolitik, Heft 3/2024

Die Auseinandersetzung mit Schuldabwehr, 
Erinnerungspolitik und der Wirkungsgeschichte 
des Nationalsozialismus in der Sozialen Arbeit 
von 1945 bis 1990 steht im Mittelpunkt dieses 
geschichtswissenschaftlich fundierten Beitrags.

Die aktive Beteiligung an fachwissenschaftlichen Dis-
kursen ist für Spiegelbild ein zentraler Bestandteil pro-
fessioneller politischer Bildung. Fachveröffentlichun-
gen ermöglichen es uns, unsere Praxis zu reflektieren, 
aktuelle Herausforderungen theoretisch zu verorten 
und Impulse für eine diskriminierungskritische und 
demokratiebildende Soziale Arbeit zu setzen. Gleich-
zeitig tragen wir so zur Professionsentwicklung bei 
und machen unsere Positionierungen sowie unsere 
inhaltliche Ausrichtung über die lokale Ebene hinaus 
sichtbar. Im Jahr 2024 haben Mitarbeitende von Spie-
gelbild mehrere Beiträge in renommierten Fachorga-
nen veröffentlicht. Diese Veröffentlichungen zeigen: 
Die Verbindung von Praxis, Forschung und Theorie 
ist bei Spiegelbild gelebter Anspruch – für eine 
reflektierte und verantwortungsvolle 
politische Bildungsarbeit.
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ZUM GESCHICHTSBEWUSSTSEIN VON 
SOZIALARBEITER:INNEN IN DER JUGENDHILFE
Thure Alting
Soziale Arbeit (DZI), Heft 10/2024

Dieser Beitrag präsentiert Ergebnisse einer quantitativen 
Studie und beleuchtet, wie Fachkräfte der Jugendhilfe mit 
dem Nationalsozialismus und der Geschichte ihrer Profession 
umgehen – privat, in Ausbildung und Praxis.

MIT SICHERHEIT KRITISCH – POLITISCHE BILDUNG 
ALS SICHERHEITSPOLITISCHE AUFGABE
Benny Momper, Thure Alting
Widersprüche, Heft 173 (2024)

Der Beitrag kritisiert die zunehmende sicherheitspolitische 
Rahmung staatlich geförderter politischer Bildung und warnt vor 
einer Entpolitisierung zugunsten von Extremismusprävention.

DISKRIMINIERUNG VORBEUGEN? ZUM PRÄVENTIONS-
VERSPRECHEN IN DER DISKRIMINIERUNGSKRITISCHEN 
POLITISCHEN BILDUNG
Thure Alting
Hessische Jugend, Ausgabe 2/2024

Der Beitrag beleuchtet kritisch das Präventionsparadigma in 
der politischen Bildungsarbeit und stellt die Frage nach des-
sen tatsächlicher Wirksamkeit und begrifflicher Schärfe.

DIE SOZIALE ARBEIT ERINNERT SICH (NICHT) – 
ZUR GESCHICHTE UND GESCHICHTSSCHREIBUNG DER                        
SOZIALEN ARBEIT IM NATIONALSOZIALISMUS
Thure Alting, Benny Momper
 in: Salome Richter; Dorothea Seiler; Marc Seul; Luca Zarbock; 
Andreas Bosch; Luisa Gärtner; Lennard Schmidt (Hrsg.):
Antisemitismus in der postnazistischen Migrationsgesellschaft. 
Verlag Barbara Budrich, Opladen, Berlin, 2024, S. 75–90

Der Beitrag analysiert erinnerungspolitische Leerstellen in der 
Profession Sozialer Arbeit. Im Mittelpunkt steht die Frage, warum 
die Verstrickung der Sozialen Arbeit in den Nationalsozialismus 
in Forschung und Praxis lange marginalisiert wurde – und was 
das für die Gegenwart bedeutet.
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BEITRÄGE VON SPIEGELBILD-MITARBEITENDEN 
AUF FACHTAGUNGEN UND VERANSTALTUNGEN

DIE FRAUENARBEITSSCHULE IN MAINZ
Benny Momper & Clarissa Wieland
Hochschule RheinMain, Wiesbaden
22.–24. Februar 2024

Vortrag im Rahmen der Tagung “Geschlechterdimen-
sionen in Geschichte und Geschichtsforschung (zu) 
Sozialer Arbeit“ der AG Historische Sozialpädagogik. 
Thematisiert wurde die institutionelle Geschichte der 
Frauenarbeitsschule als Ausbildungsstätte Sozialer 
Arbeit in Mainz unter geschlechterhistorischer Pers-
pektive.

ANTISEMITISMUS IN DER SCHULE BEGEGNEN
Thure Alting & Benny Momper
Mannheim
24. Februar 2025

Workshop auf der Fachtagung “Antisemitismus in 
der Krise“ der Bundeszentrale für politische Bildung. 
Inhaltlich ging es um die pädagogische Reaktion auf 
antisemitische Vorfälle im Schulalltag und um Span-
nungsfelder zwischen Schutz und kritischer Interven-
tion.

Die Beteiligung an wissenschaftlichen Tagungen, Konferen-
zen und Workshops ist ein fester Bestandteil der Arbeit von 
Spiegelbild. Sie bietet die Möglichkeit, bildungspolitische, 
antisemitismuskritische und gesellschaftskritische Perspekti-
ven aus der Praxis in wissenschaftliche Diskurse einzubrin-
gen und fachliche Vernetzung sowie kollegialen Austausch 
zu stärken. Die folgenden Veranstaltungen zeigen die Band-
breite und Relevanz unserer fachlichen Impulse.
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Thure Alting & Benny Momper
 Technische Hochschule Köln

 25. November 2024

Panelbeitrag im Rahmen der Tagung “So-
ziale Arbeit als Ort der Politischen Bildung“, 
gemeinsam mit der HWG Ludwigshafen. Im 
Fokus standen strukturelle Bedingungen 
politischer Bildung, Verteilungskonflikte 
und professionelle Handlungsspielräume in 

der Sozialen Arbeit.

VERHALTEN UND VERHÄLTNISSE IM 
ZUSAMMENHANG DENKEN – 

HERAUSFORDERUNGEN POLITISCHER 
BILDUNG IN DER SOZIALEN ARBEIT

Thure Alting, Benny Momper & Jana Müller
 Justus-Liebig-Universität Gießen

 8.–9. April 2024

Vortrag auf der Konferenz “Ticketdenken. 
Gesellschaftskritische Perspektiven auf Anti-
semitismus & Bildung“. Der Beitrag analysier-
te strukturelle Voraussetzungen und inhalt-
liche Anforderungen antisemitismuskritischer 

Bildungsarbeit in schulischen Kontexten.

HERAUSFORDERUNGEN & QUALITÄTSMERKMALE 
ANTISEMITISMUSKRITISCHER BILDUNGSARBEIT 

IM HANDLUNGSFELD SCHULE
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Benny Momper & Thure Alting
Alice-Salomon-Hochschule, Berlin

26. Juni 2024

Impuls bei einer öffentlichen Diskussionsveranstaltung an 
der Alice-Salomon-Hochschule. Im Mittelpunkt stand die 
Frage, wie Soziale Arbeit antisemitismuskritische Perspek-
tiven in ihre Praxis und Bildungsarbeit integrieren kann. Da-
bei wurden sowohl historische Kontinuitäten als auch ak-
tuelle Herausforderungen in der Auseinandersetzung mit 

Antisemitismus diskutiert.

ANTISEMITISMUSKRITISCHE POLITISCHE 
BILDUNG AUS DER SOZIALEN ARBEIT



SPIEGELBILD PUBLIKATIONEN

ANTISEMITISMUSPRÄVENTION UND  -INTERVENTION
als gesellschaftliche Querschnittsaufgabe 
Dokumentation eines Fachtags von Spiegelbild (2020)

Diese Handreichung bündelt Beiträge und Diskussio-
nen eines Fachtags zur Rolle von Bildung und Poli-
tik in der Prävention und Intervention gegen Anti-
semitismus. Sie sensibilisiert für die strukturelle 
Dimension antisemitischer Diskriminierung 
und bietet Impulse für professionelles päd-
agogisches Handeln.
 

GERÜCHTE, WIDERSPRÜCHE & 
DESINFORMATIONEN I

Eine Methodensammlung zur antisemi-
tismuskritischen Bildungsarbeit 

Erschienen 2024

 Die Handreichung vermittelt pädagogische 
Konzepte zur Auseinandersetzung mit Antisemi-

tismus im digitalen Zeitalter – mit besonderem Fo-
kus auf die Lebenswelt von Jugendlichen. Sie bildet 

die Grundlage für Projekttage und Fortbildungen an 
Schulen in ganz Hessen.
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ANTISEMITISMUSKRITIK IN BILDUNG UND BERATUNG
Eine Handreichung von Spiegelbild und OFEK Hessen
Erschienen 2023

Diese Handreichung bündelt Beiträge und Diskussionen 
eines Fachtags zur Rolle von Bildung und Beratung in 
der Prävention und Intervention gegen Antisemitis-
mus. Sie sensibilisiert für die strukturelle Dimension 
antisemitischer Diskriminierung und bietet Impul-
se für professionelles pädagogisches Handeln.
 



GERÜCHTE, WIDERSPRÜCHE & DESINFORMATION II
Antisemitismuskritische Bildungsarbeit nach dem 07.10.2023 
Erschienen 2024

Diese Handreichung thematisiert die Herausforderungen und 
Perspektiven antisemitismuskritischer Bildungsarbeit nach 
dem 7. Oktober 2023 und bietet vielfältige theoretische 
und methodische Zugänge. Sie richtet sich an Fachkräfte 
in Schule und Kinder- und Jugendhilfe und unterstützt 
sie bei der Entwicklung reflektierter Handlungsstrate-
gien gegen Antisemitismus.

EINSAME KLASSE
Eine Methodensammlung zur klassismus-

kritischen Bildungsarbeit 
Erschienen 2024

Die Publikation stellt praxisorientierte Methoden 
und theoretische Reflexionen für eine Bildungs-

arbeit bereit, die soziale Ungleichheit und Klassismus 
in der Lebenswelt junger Menschen thematisiert. Sie 

stärkt Fachkräfte darin, Teilhabe zu ermöglichen und Ju-
gendliche in der Artikulation ihrer Interessen zu begleiten.
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JUGENDHILFE ZWISCHEN 
PARTIZIPATION UND 
KLASSISMUS

Im Gespräch mit Spiegelbild: Olav Muhl, stellvertretender Geschäftsbereichsleiter 
der EVIM Jugendhilfe. Gemeinsam mit seinem Team engagiert er sich für eine poli-
tische, partizipative und empowernde Jugendhilfe – insbesondere für junge Men-
schen in stationären Einrichtungen. Im Interview spricht er über die Bedeutung von 
Partizipation, die Zusammenarbeit mit Spiegelbild und warum die Auseinanderset-
zung mit Klassismus in der Jugendhilfe unverzichtbar ist.

Spiegelbild: Olav, danke, dass du dir Zeit 
nimmst. Magst du dich zum Einstieg kurz vor-
stellen und deine Rolle bei EVIM beschreiben?

Olav Muhl: Sehr gerne. Ich heiße Olav Muhl, 
bin 61 Jahre alt und von Beruf Sozialarbeiter. 
Ich habe Sozialwesen an der Hochschule 
RheinMain studiert und war unter anderem im 
Projekt “Heimerziehung“ tätig. Danach war ich 
über 27 Jahre im öffentlichen Dienst – unter 
anderem als Sozialplaner, ASD-Leitung und 
stellvertretender Jugendamtsleiter. Seit sie-
ben Jahren bin ich nun bei der EVIM Jugend-
hilfe – und ich bin sehr froh und dankbar, 
heute dort als stellvertretender Geschäfts-
bereichsleiter wirken zu dürfen. 

Spiegelbild: Was würdest du sagen, macht 
EVIM als Träger aus?

Olav Muhl: Dass der Mensch im Mittelpunkt 
steht. Das bedeutet für uns ganz klar: “Das 
Kind steht im Mittelpunkt“. Aber wir denken 
diesen Anspruch konsequent weiter – denn 
wenn das Kind im Mittelpunkt steht, dann 
müssen im ganzheitlichen Sinne auch unsere 
Mitarbeitenden im Mittelpunkt stehen. Gerade 
angesichts des Fachkräftemangels und der 
Konkurrenz um gut ausgebildete Fachkräfte 
ist es wichtig, sich als Arbeitgeber attraktiv zu 
präsentieren. Das reicht bei uns von Benefits 

FÜR EIN STÄRKERES POLITISCHES SELBSTBEWUSSTSEIN

wie unter anderem JobRad, Firmenfitness 
EGYM Wellpass, vergünstigtem Jobticket bis 
hin zu konkreter Mitsprache und Partizipation 
am Arbeitsplatz. Gleichzeitig versuchen wir, 
bei Entgeltverhandlungen mit Kommunen den 
dafür notwendigen Rahmen zu verhandeln – 
auch wenn die finanziellen Grenzen immer 
enger werden.

Spiegelbild: Wie kam es zur Kooperation mit 
Spiegelbild?

Olav Muhl: Von den Mitarbeitenden wurde 
gefordert, als Träger politisch sichtbarer und 
aktiver zu werden. Wir wollten politische Bil-
dungsarbeit fest in der Kinder- und Jugend-
hilfe verankern und stärker nach außen 
wirken. Dabei war uns wichtig, auch gezielte 
Qualifizierungsangebote für Mitarbeitende 
und Jugendliche zu entwickeln. Ihr wart dafür 
der ideale Partner – nicht zuletzt, weil ihr in 
Wiesbaden verwurzelt seid. Schon beim 
ersten Gespräch hat die Chemie gestimmt. 
Für uns war schnell klar: Ihr bietet ein starkes 
Programm mit Themen, die für unsere Arbeit 
und die Gesellschaft gleichermaßen wichtig 
sind. Ich selbst habe sowohl das Partizipa-
tionswochenende als auch eure Schulung bei 
unserer Leitungskonferenz erlebt – und die 
Entscheidung für die Zusammenarbeit keine 
Sekunde bereut.
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Spiegelbild: Das Partizipationswochenende 
war auch für uns ein Highlight – so etwas 
haben wir in dieser Form bei keiner anderen 
Kooperation erlebt. Kannst du kurz das Kon-
zept beschreiben? 

Olav Muhl: Der Grundgedanke war: Partizipa-
tion wirklich ernst nehmen. In manchen statio-
nären Einrichtungen gibt es feste Gremien wie 
Heimräte, in denen sich Jugendliche regel-
mäßig einbringen. Bei uns war das wegen der 
dezentralen Struktur schwieriger – unser Ein-
zugsgebiet erstreckt sich rund 80 Kilometer 
um Wiesbaden, da sind regelmäßige Treffen 
kaum machbar. Deshalb veranstalten wir alle 
zwei Jahre ein zentrales Partizipationswo-
chenende – das hat bei EVIM eine lange Tra-
dition. Beim vorletzten Mal war ich zum ersten 
Mal dabei – und ich war begeistert.
Was mich besonders beeindruckt: Viele 
Jugendliche kamen anfangs eher schüchtern 
– und entwickelten in nur eineinhalb Tagen 
spürbar mehr Selbstvertrauen. Sie setzten 
sich kritisch mit ihrer Lebensrealität auseinan-
der und benannten klar ihre Benachteiligun-
gen: in der Schule, durch Mobbing oder weil 

sie nicht wie andere Kinder in den Urlaub fah-
ren können. Sie stärken sich dabei gegensei-
tig als Expert*innen ihrer eigenen Lebenswelt. 
Genau das ist unser Ziel: Selbstvertretung 
ermöglichen und Selbstwirksamkeit erleben.
Wir haben zwar keinen “Heimrat“ – ein ohne-
hin veralteter Begriff –, aber mittlerweile 
eine selbständige Care Receiver-Vertretung 
(CRV), in der sich Jugendliche digital ver-
netzen, Anliegen bündeln und sich für andere 
stark machen.

Spiegelbild: Ihr habt euch bewusst dafür 
entschieden, das Wochenende nicht in einer 
Jugendherberge, sondern in einem guten 
Hotel durchzuführen – auch wenn es teurer 
war. Ihr habt gesagt: Die Jugendlichen sollen 
sich wohlfühlen. Neben Respekt war auch 
Klassismus ein großes Thema. Warum spielt 
Klassismus in der Jugendhilfe für euch eine so 
wichtige Rolle?

Olav Muhl: Klassismus ist eine Form der 
Benachteiligung, die viele Menschen gar nicht 
bewusst wahrnehmen. Dabei ist die Erfah-
rung, weniger Zugang zu Wohlstand oder 
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gesellschaftlicher Teilhabe zu haben, für die 
betroffenen Jugendlichen sehr real.
Wir wollen, dass unsere Jugendlichen erken-
nen: Diese strukturelle Ungerechtigkeit gibt 
es – aber sie sagt nichts über den eigenen 
persönlichen Wert aus. Sie sollen verstehen, 
dass ihre Lebensrealität mit gesellschaftlichen 
Verhältnissen zu tun hat. Wir wollen ihnen 
Selbstbewusstsein und Strategien mitgeben, 
wie sie sich gegen Abwertung behaupten 
können.
Lass dir nicht einreden, du müsstest dich schä-
men, weil du in einer Einrichtung der Jugend-
hilfe lebst. Im Gegenteil: Unsere Jugendli-
chen bringen enorme Ressourcen mit. Viele 
machen Abitur – müssen dafür aber deutlich 
härter kämpfen als ihre Altersgenoss*innen. 
Sie haben beeindruckende Bildungsbio-
grafien, die gesellschaftlich kaum anerkannt 
werden. Und viele übernehmen sehr früh Ver-
antwortung – etwa als große Schwester, die 
sich um eine alkoholkranke Mutter und jünge-
re Geschwister kümmert. Das sind besondere 
Lebenswege. Und besondere Menschen. Die-
se Stärken sichtbar zu machen, ist uns sehr 
wichtig.

Spiegelbild: Ein Beispiel, das uns in Work-
shops oder Gesprächen mit euren Kolleg*in-
nen oft begegnet: Vielen Jugendlichen ist es 
unangenehm, wenn sie mit einem Bus unter-

wegs sind, auf dem das EVIM-Logo prangt. 
Sie werden häufig als “Jugendhilfe-Kinder“ 
stigmatisiert.

Olav Muhl: Das stimmt. Wir haben das Thema 
ernst genommen – und fahren inzwischen 
weitgehend mit neutral gestalteten Bus-
sen. Aber das Grundproblem bleibt: Wenn 
Jugendliche als “Heimkinder“ wahrgenom-
men werden, macht das etwas mit ihnen.

Spiegelbild: Welche Rolle kann politische Bil-
dung in diesem Kontext spielen?

Olav Muhl: Die Jugendlichen wissen oft sehr 
genau, dass sie benachteiligt werden. Politi-
sche Bildung kann ihnen helfen, diese Erfah-
rungen einzuordnen. Sie hilft, ein Bewusstsein 
zu entwickeln: Was passiert da eigentlich? 
Und was hat das mit mir zu tun – oder eben 
nicht? Viele unserer Jugendlichen bringen 
schon eine große Resilienz mit. Politische 
Bildung kann ihnen helfen, sich nicht kleinzu-
machen. Sie ermutigt sie, sich einzumischen, 
ihren Platz zu fordern und aktiv an der Gesell-
schaft teilzuhaben.

Spiegelbild: Du hast eben die strukturellen 
Ursachen angesprochen. Gibt es historische 
Kontinuitäten in der Jugendhilfe, wenn es um 
Klassismus geht?
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Olav Muhl: Ja, die gibt es. In den 1970er Jah-
ren wurde in der Sozialen Arbeit die Fürsor-
geerziehung stark kritisiert. Damals wurden 
fast ausschließlich proletarische Jugendliche 
per Gerichtsbeschluss in autoritäre Erzie-
hungseinrichtungen gebracht – während bür-
gerliche Familien selten mit dem Jugendamt 
in Berührung kamen. Armut wurde als indivi-
duelles Fehlverhalten gedeutet. Wer nicht in 
“die Ordnung” passte, wurde problematisiert 
und pathologisiert. Nicht die sozialen Um- 
stände – wie Wohnungsnot, Arbeitslosigkeit 
oder fehlende familiäre Netzwerke – standen 
im Fokus, sondern das Verhalten des Einzel-
nen. Familien mit bürgerlichen Hintergründen 
kamen selten in Kontakt mit dem Jugendamt. 
Sie verfügten über stabilere Ressourcen: 
finanzielle Absicherung, ein Netzwerk, Ver-
wandtschaft.
Auch wenn es Fürsorgeerziehung heute nicht 
mehr gibt, sind viele Grundprobleme geblie-
ben. Das Bild aus den 1970ern mag überzeich-
net wirken, aber 
viele Probleme 
bestehen fort – 
besonders seit 
den Hartz-IV-
Gesetzen. Die 
Gesellschaft hat 
sich verändert: 
Früher gab 
es eine breite 
Mit te lsch icht , 
heute gleicht 
die Vertei-
lung einer Pyramide – mit einem Drittel der 
Bevölkerung, das Gefahr läuft, dauerhaft von 
gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen zu 
werden. Klassismus hat sich nicht verbessert. 
Im Gegenteil: Er ist subtiler geworden, aber in 
seinen Auswirkungen oft härter.

Spiegelbild: Ich möchte noch einen Moment 
in der Geschichte bleiben. EVIM feiert in 
diesem Jahr das 175-jährige Bestehen – ein 
bemerkenswertes Jubiläum. Ihr habt euch 
zu diesem Anlass intensiv mit der Trägerge-
schichte auseinandergesetzt. Was habt ihr 
dabei über den Geisberg, das damalige Heim, 
herausgefunden?

Olav Muhl: Ein Thema, mit dem ich mich inten-
siv beschäftigte, waren die 1960er und 70er 
Jahren in der Heimerziehung, die häufig von 
massiven Grenzverletzungen wie körperliche 

Gewalt, sexualisierte Gewalt, autoritäre und 
entwürdigende Strukturen geprägt war. Wir 
wissen heute: In vielen Einrichtungen – auch 
in unserer – wurde nicht individuell gefördert, 
sondern zumeist ein rigider, patriarchaler 
Erziehungsstil durchgezogen. Da wurde häu-
fig nicht hingeschaut, nicht geschützt. Das 
war nicht in Ordnung – und das müssen wir 
heute klar benennen.
Ich arbeite aktuell mit einer Gruppe ehema-
liger Heimkinder und Kolleg*innen zusam-
men. Wir treffen uns monatlich. Ursprünglich 
wollten wir eine umfassende Dokumentation 
erarbeiten – aber der Anspruch auf Vollstän-
digkeit war zu groß. Stattdessen gestalten wir 
nun ein gemeinsames Heft: Eine Art “Schüler-
zeitung“ mit Geschichten, Erinnerungen, All- 
tagsschilderungen aus dem Heim. 

Spiegelbild: Ein Thema, das uns auch verbun-
den hat, ist die Auseinandersetzung mit der 
Rolle der Sozialen Arbeit im Nationalsozialis-

mus. Kannst du 
uns einen Ein-
blick geben, wie 
ihr euch dem 
genähert habt?

Olav Muhl: In 
unserem Jubi-
läumsbuch zum 
1 5 0 - j ä h r i g e n 
Bestehen im 
Jahr 2000 wird 
ein Bild gezeich-

net, das lange Zeit auch intern nicht hinterfragt 
wurde: Als evangelische Einrichtung habe 
man nicht auf Linie der Nationalsozialisten 
gelegen – und sei deshalb Opfer staatlicher 
Repression geworden. Das zugrunde liegen-
de Narrativ lautet sinngemäß: Wir waren nicht 
systemkonform, also hat man uns die Kinder 
entzogen.
Diese Deutung erinnert stark an eine bis 
heute weit verbreitete Vorstellung: Die Täter 
seien ausschließlich “die Nazis von außen“ 
gewesen, während man selbst in einer passi-
ven oder gar widerständigen Rolle gewesen 
sei. Auch bei uns wurde dieses Selbstbild 
lange tradiert – doch es hat sich verändert. 
Durch historische Recherchen ist deutlich 
geworden: Die Realität war komplexer – und 
oft deutlich dunkler. Die Frage an uns heute 
lautet: Warum konnten sie nicht besser ge- 
schützt werden?

“Sie haben beeindruckende Bildungsbiogra-
fien, die gesellschaftlich kaum 

anerkannt werden. Und viele übernehmen 
sehr früh Verantwortung – etwa als große 
Schwester, die sich um eine alkoholkranke 
Mutter und jüngere Geschwister kümmert. 

Das sind besondere Lebenswege. 
Und besondere Menschen.”  
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“Das frühere Aufstiegsversprechen der 
sozialen Marktwirtschaft – “Wenn du dich 
anstrengst, kannst du es schaffen“ – gilt für 
viele unserer Jugendlichen nicht mehr.
Sie starten mit weniger, kämpfen doppelt – 
und landen trotzdem in prekären Jobs oder 
überteuerten Wohnungen. 
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Spiegelbild: Ihr habt euch als Träger aktiv mit 
dieser Geschichte auseinandergesetzt?

Olav Muhl: Ja, unser Vorstand hat His-
toriker:innen beauftragt, die sich mit der 
Geschichte ehemaliger Heimkinder vom Geis-
berg in der NS-Zeit beschäftigt und dazu noch 
einmal neu die Archive befragt haben. Zum 
Beispiel im Zusammenhang mit Zwangssteri-
lisationen oder den sogenannten “Verlegun-
gen“ von Kindern im Jahr 1937 in nationalso-
zialistische Heime. Später wurden einige von 
dort nach Hadamar gebracht und ermordet. 
Die Zwangssterilisationen selbst fanden in 
Wiesbaden statt. Danach wurden die Kinder 
wieder zurück auf den Geisberg gebracht. 
Nachzulesen ist das in der Festschrift, die zum 
175jährigen Jubiläum erscheint.
Diese Geschichten sichtbar zu machen, ist 
für uns heute ein zentrales Anliegen. Deshalb 
arbeiten wir an der Einrichtung eines “Denk-
ortes“, für die ein Wiesbadener Künstler der-
zeit ein Kunstobjekt entwickelt, das auf dem 
Gelände aufgestellt werden soll – mit Namen, 
Texten, historischen Informationen.
Es soll ein Ort des aktiven Erinnerns und der 
Auseinandersetzung mit der Geschichte sein 
und Raum für kritische Reflexion. Natürlich ist 
es aus heutiger Perspektive leicht, Kritik zu 
üben. Aber wir müssen diese Verantwortung 
benennen – besonders weil sie unser heuti-
ges Selbstverständnis als Träger prägt.

Spiegelbild: Vielen Dank, dass du das so 
offen mit uns teilst. Wir haben schon mehr-
fach betont, wie wichtig und beeindruckend 
wir eure Arbeit finden – auch wenn man 
ehrlich sagen muss: In der Sozialen Arbeit 
beginnt die ernsthafte Auseinandersetzung 
mit der eigenen Rolle im Nationalsozialismus 
insgesamt viel zu spät. Gerade beim Thema 
Zwangssterilisationen und der Ermordung von 
Kindern und Jugendlichen aus der Jugend-
hilfe wird das besonders deutlich. Bis heute 
gibt es keinen angemessenen Begriff für 
diese Opfergruppe. Vieles wird unter Ober-
begriffen wie “Euthanasie“ oder “Patienten-
morde“ zusammengefasst – aber das greift 
zu kurz, wenn es um Kinder und Jugendliche 
aus der Heimerziehung geht. Und auch heute 
noch sind diese Betroffenen nicht offiziell als 
Opfergruppe anerkannt. Das ist Ausdruck 
einer strukturellen Abwertung. Man könnte 
sagen: Auch diese Nachgeschichten stehen in 
einer Kontinuität klassistischer Praxis.

Olav Muhl: Ja, genau. Die meisten dieser 
Kinder und Jugendlichen kamen aus armen 
Familien, häufig aus alleinerziehenden oder 
anderweitig prekarisierten Haushalten. Ihre 
sozialen Lebenslagen wurden pathologisiert, 
ihre Herkunft stigmatisiert. Die Ursachen für 
ihre Situation – Armut, mangelnde soziale 
Unterstützung, gesellschaftliche Ausgren-
zung – wurden nicht im sozialen Umfeld, 
sondern im Individuum gesucht. Das war Klas-
sismus in Reinform.

Spiegelbild: Du hast bereits angedeutet, dass 
sich in der Jugendhilfe einiges verändert hat – 
etwa durch Reformen seit den 1960er Jahren 
und besonders ab den 1990ern. Und doch 
wirken alte Muster bis heute fort.
Welche gesellschaftlichen oder politischen 
Rahmenbedingungen erschweren aktuell 
eure Arbeit?

Olav Muhl: Ein zentrales Thema sind die 
Übergänge junger Volljähriger in ein eigen-
ständiges Leben. Und da scheitert vieles am 
Wohnungsmarkt. Seit den 1980er Jahren wur-
de in Deutschland der soziale Wohnungsbau 
massiv vernachlässigt. Die Folgen spüren wir 
täglich – besonders in einer Stadt wie Wies-
baden.
Viele junge Menschen sind bei uns bereit für 
den nächsten Schritt, sie wollen selbststän-
dig werden. Aber sie finden schlicht keine 
Wohnung. Wenn einem das Elternhaus eine 
Eigentumswohnung zur Verfügung stellt oder 
die Familie anderweitig finanziell unterstützen 
kann, geht das sicherlich einfacher. Doch sol-
che familiären Ressourcen haben die meisten 
unserer Jugendlichen nicht. Für sie ist der 
Weg nach draußen viel schwerer.

Spiegelbild: Also geht es nicht nur um Päda-
gogik, sondern ganz konkret um Strukturen?

Olav Muhl: Ganz genau. Das betrifft auch die 
Langzeitfolgen der Hartz-IV-Gesetzgebung. 
Sie hat Armutslagen verfestigt und Milieus 
zementiert, aus denen es kaum noch ein Ent 
kommen gibt. Das frühere Aufstiegsverspre-
chen der sozialen Marktwirtschaft – “Wenn du 
dich anstrengst, kannst du es schaffen“ – gilt 
für viele unserer Jugendlichen nicht mehr.
Sie starten mit weniger, kämpfen doppelt – 
und landen trotzdem in prekären Jobs oder 
überteuerten Wohnungen. Für uns bedeutet 
das: Die Plätze in den stationären Einrich-
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tungen bleiben länger belegt, weil junge 
Menschen nicht ausziehen können. Und weil 
neue Plätze fehlen, geraten Entwicklungspro-
zesse ins Stocken. Das ist auch pädagogisch 
schwierig.
Und manchmal ist es einfach nur frustrie-
rend. Wir hatten in einer Wohngruppe einen 
Jugendlichen, der über Jahre keinen tragfähi-
gen Kontakt zu seinem ASD-Mitarbeiter hatte. 
Die Kosten liefen weiter, aber niemand hat 
sich interessiert, wie es ihm eigentlich geht, 
ob er Fortschritte macht, ob eine Verselb-
ständigung möglich ist. Dabei ist stationäre 
Jugendhilfe die teuerste Hilfeform, die das 
Jugendamt finanzieren kann. Dass dort die 
Zeit fehlt, genauer hinzuschauen, ist schwer 
zu verstehen.

Spiegelbild: Wie begegnet ihr dieser Situa-
tion?

Olav Muhl: Wir bekommen einfach zu wenig 
bezahlbare Wohnungen für unsere Jugendli-
chen/junge Erwachsenen, der Druck auf dem 
Wohnungsmarkt ist in Städten wie Wiesba-
den oder Mainz enorm. Deshalb haben wir auf 
Geschäftsführungsebene mit dem Vorstand 
entschieden, hier stärker aktiv zu werden. Es 
wird aktuell geprüft, ob wir eigene Immobilien 
zur Verfügung stellen können. Nicht, um Ren-
dite zu machen, sondern um sinnvolle Über-
gangslösungen zu schaffen. 
Damit unsere Jugendlichen eine Wohnung 
haben, von der aus sie sich in ein selbstbe-
stimmtes und würdevolles Leben weiterent-
wickeln können.
Und ganz ehrlich: Wir könnten eine Menge 
Geld sparen, wenn wir in der Jugendhilfe 
früher dran wären, “bevor das Kind in den 
Brunnen gefallen ist“. Wenn wir stärker im 
Sozialraum verankert wären, besser vernetzt, 
mit klaren Zuständigkeiten – statt ständig an 
verwaltungstechnischen Reibungsverlusten 
und Zuständigkeitsfragen zu scheitern. 
Aber das Gegenteil ist oft der Fall: Statt mit 
den Jugendlichen zu arbeiten, dokumentieren 
wir uns mittlerweile zu Tode. Es ist eine Kul-
tur entstanden, in der alle Beteiligten primär 
ihre Akten “sauber“ halten wollen, sicherlich 
eine Nebenwirkung von § 8a SGB VIII – also 
dem Schutzauftrag bei Kindeswohlgefähr-
dung. Und natürlich ist unser Schutzkonzept 
ein wichtiger Eckpfeiler unserer Arbeit, aber 
dafür braucht es das entsprechende perso-
nale Angebot und Zeit, um verlässlich und 

authentisch mit Menschen zu arbeiten.
Spiegelbild: Du hast vorhin auch das Thema 
“Wohnen als Kinderrechtsfrage“ angespro-
chen. In einer Fortbildung berichtete eine 
Kollegin aus Sachsen-Anhalt, dass sie als 
Jugendamtsmitarbeiterin regelmäßig an 
Zwangsräumungen teilnahm – gemeinsam 
mit Polizei und Gerichtsvollziehern. Wenn 
betroffene Familien nach einer kurzfristigen 
Notunterkunft nicht bald eine neue Wohnung 
finden, kommt es vor, dass Kinder in sta-
tionären Einrichtungen untergebracht werden 
müssen. Das heißt, Mietschulden von wenigen 
tausend Euro bewirken eine Jugendhilfemaß-
nahme, die ein Vielfaches davon kostet. Das 
ist bitter. Wenn man so will: Armut wird zur 
Kindeswohlgefährdung. Diese strukturellen 
Widersprüche ziehen sich durch viele Berei-
che – auch im Hinblick auf Teilhabe und Inklu-
sion.
Welche Erfahrungen macht ihr hier?

Olav Muhl: Ja, wenn Deine Lebenschancen 
wesentlich vom Sozialstatus Deiner Eltern 
abhängig sind, wie Studien für Deutschland 
eindeutig belegen, ist das für die Betroffe-
nen schwierig und demotivierend. Auch die 
ungleiche Verteilung von Vermögen und ein 
gleichzeitig hohes Armutsrisiko von Kindern 
bestimmen die gesellschaftliche Teilhabe. 
Ich finde es in diesem Zusammenhang trau-
rig, dass das inklusive SGB VIII in der letzten 
Legislaturperiode nicht umgesetzt wurde. 
Das wäre sicherlich eine Herausforderung für 
alle Beteiligten geworden – aber eine, für die 
es sich zu engagieren lohnt. Hier fehlen immer 
noch die gesetzlichen und finanziellen Rah-
menbedingungen. Dabei wäre es ein wichti-
ger Schritt gewesen – auch im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention. Ich hätte mir 
gewünscht, dass wir gesellschaftlich weiter 
wären.

Spiegelbild: Was beobachtest du darüber 
hinaus im gesellschaftlichen Klima?

Olav Muhl: Das Klima wird rauer, dabei sind 
zwei Debatten besonders zu erwähnen: die 
Wirtschaftskrise und die Migrationsfrage. Auf 
der einen Seite wird über Entlastungen für 
Unternehmen diskutiert, die nachfolgende 
Generationen finanzieren müssen, während 
gleichzeitig Sozialausgaben unter Druck gera-
ten und die Spielräume für Kommunen weiter 
einschränken. Und bei der Migrationsdebatte, 
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die zum scheinbar einzig bestimmenden The-
ma der letzten Bundestagswahlen “gehypt“ 
wurde, erleben wir den “Rechtsruck“ mit einer 
zunehmend aggressiven Rhetorik. Wir betreu-
en viele Jugendliche mit Migrationsgeschich-
te, da-runter auch unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete – und die spüren ganz genau, wie 
sich die Stimmung verändert. Plötzlich scheint 
wieder alles sagbar. Respekt im öffentlichen 
Diskurs geht verloren. Und das trifft unsere 
Jugendlichen direkt: Ihr Sicherheitsgefühl 
leidet, und rassistische oder abwertende 
Haltungen werden wieder salonfähig. Das 
erschwert unsere Arbeit enorm und macht 
vielen Angst.

Spiegelbild: Du hast sehr nachvollziehbare 
und fundierte Forderungen an die Politik 
formuliert. Du machst Lobbyarbeit für die Kin-
der- und Jugendhilfe – aber ich würde sagen, 
wir als Soziale Arbeit insgesamt haben keine 
besonders starke Lobby. 
Würdest du dem zustimmen? Und welche 
Möglichkeiten siehst du, wie die Soziale Arbeit 
oder die Jugendhilfe politisch aktiver werden 
kann? Welche Forderungen richtest du an das 
Feld?

Olav Muhl: Ja, wir haben keine starke Lobby. 
Ein Film, der unsere Situation gut veranschau-
licht, ist Das Leben des Brian von Monty 
Python. Dort wird die “Volksfront von Judäa“ 
gefragt: “Wer ist euer größter Feind?“ Und 
statt “die Römer“ heißt die Antwort: “Die 
Judäische Volksfront (…) die Schwächlinge!“.“ 
Das lässt sich übertragen auf unsere Profes-
sion: Wir sind vermutlich mehrheitlich grün 
oder links-alternativ sozialisiert, schaffen es 
aber nicht, uns auf eine gemeinsame Linie 
zu verständigen. Stattdessen streiten wir 
uns oft über Nebenschauplätze und unwich-
tige Details, anstatt solidarisch und offensiv 
gemeinsame Anliegen zu vertreten.
Strategisch müssten wir uns besser vernetzen 
– etwa mit GEW oder Ver.di – und gemeinsam 
Kampagnen starten. Nur so können wir wirk-
sam Veränderungen fordern.
Deshalb bin ich froh, dass wir über Spiegel-
bild Themen wie Klassismus, Rassismus, Anti-
semitismus und Sexismus wieder stärker in 
unsere Teams tragen – damit Mitarbeitende 
diese Themen verstehen, reflektieren und 
argumentativ vertreten können.

Spiegelbild: Abschließend: Was wünschst du 
dir für die Zukunft unserer Zusammenarbeit?

Olav Muhl: Ich arbeite wirklich gern mit euch 
zusammen. Ich habe das Gefühl, dass wir eine 
große Schnittmenge im Denken haben. Sicher 
gibt es auch Unterschiede – aber da gehen 
wir dann gerne in fruchtbare und respekt-
volle Auseinandersetzungen, den politischen 
Diskurs, der ein wesentliches Merkmal frei-
heitlicher Demokratie darstellt. Und ich erlebe 
bei euren Mitarbeitenden, dass sie mit großer 
Freude und Kompetenz arbeiten – mit den 
Kindern und Jugendlichen ebenso wie in Fort-
bildungen mit unseren Mitarbeitenden und 
Leitungskräften. Eure politischen Bildungs-
angebote sind also in dieser Form ein echtes 
Alleinstellungsmerkmal.
Und die Themen – Rassismus, politische 
Bildung, soziale Gerechtigkeit – werden uns 
auch in Zukunft begleiten. Sie verlieren nicht 
an Relevanz, im Gegenteil: Wir müssen uns im 
Sinne unserer Kinder und Enkel fragen, wie 
solidarisch, freiheitlich und nachhaltig sich 
unser gesellschaftliches Zusammenleben in 
den nächsten Jahren entwickeln wird. Und 
angesichts der beschriebenen Entwicklungen 
müssen wir uns noch viel stärker engagieren 
und eine starke Lobby für Kinder und Jugend-
liche bilden, denn die Jugend ist unsere 
Zukunft! Also: Jetzt erst recht!

Spiegelbild: Vielen Dank!

IRecap-Video zum Partizipationswochenende 
2024

IPodiumsdiskussion zu Klassismus, Dezember 
2023 

ZUM WEITERSEHEN
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FÖRDERUNG, NETZWERKE 
UND KOOPERATIONEN

Spiegelbild ist sowohl inhaltlich als auch in seiner Förderung breit aufgestellt. Die 
Landeshauptstadt Wiesbaden stellt dabei unseren wichtigsten Partner dar – inhaltlich 
ebenso wie finanziell. Die aufgeführten Beträge entsprechen den bewilligten 
Fördermitteln. Nicht in Anspruch genommene und entsprechend zurückgeführte 
Mittel sind in dieser Übersicht nicht gesondert vermerkt. Der überwiegende Teil 
der beantragten Fördermittel entfällt auf Personalkosten; weitere wesentliche 
Ausgabeposten sind Mieten, Honorare, Sachmittel sowie Verwaltungskosten.
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"THINK GLOBAL, ACT LOCAL“

Unser Ziel ist es, lokale Kooperationen zu stärken, denn 
wir sind überzeugt, dass hier die größten Synergien ent-
stehen: Wir kennen die Bedarfe und Gegebenheiten vor 
Ort und können so passgenau handeln. Gleichzeitig 
machen wir unser lokal erarbeitetes Wissen über-
regional zugänglich – durch Fachbeiträge, Publi-
kationen und Projektberichte. Mit einem soliden 
Grundstock von 60,6 % der Mittel aus dem 
Haushalt der Landeshauptstadt Wiesbaden 
bleibt es für uns stets Priorität, zusätzlich 
auch Gelder nach Wiesbaden zu holen und 
damit die lokale Arbeit weiter zu sichern 
und auszubauen.

"IN DIE BREITE GEHEN“

Neben der institutionellen Förderung si-
chern 11 Projektförderungen nicht nur un-
sere Finanzierung, sondern vor allem die 
Qualität unserer Arbeit. Die Herausforde-
rungen mit unseren Adressat*innen lassen 
sich nicht auf eine einzelne Frage redu-
zieren – diese Vielfalt spiegelt sich in den 
unterschiedlichen Projektschwerpunkten 
wider. Die Themen unserer Adressat*innen 
müssen sich auch in der Förderung zeigen. 
So bauen wir unsere Fachkompetenz aus und 
werden gesellschaftlichen Herausforderungen 
gerecht. Denn diese treten nie vereinzelt auf, son-
dern sind eingebettet in größere Zusammenhänge. 
Deshalb verstehen wir uns nicht als Spezialist*innen 
für nur ein Thema, sondern als Akteur*innen, die Zu-
sammenhänge herstellen und in der Breite wirksam 
werden.

FÖRDERUNG



"EINE MENGE PAPIERKRAM“

Mit der wachsenden Zahl an Projekten und Pro-
grammen steigt auch der Verwaltungsaufwand er-

heblich. Um dieser Herausforderung gerecht zu wer-
den, haben wir Ende 2024 entschieden, ein eigenes 

Stellenprofil für Verwaltung im Leitungsteam zu schaf-
fen. Damit stellen wir sicher, dass unsere organisatori-

schen Strukturen mit der inhaltlichen Breite unserer Arbeit 
Schritt halten und wir unsere Ressourcen effizient einsetzen 

können.

"VERZEHNFACHEN“

Rund 10 % unserer Einnahmen stammen aus der insti-
tutionellen Förderung des Kulturamts der Landes-

hauptstadt Wiesbaden. Auf dieser Grundlage 
ist es uns in den vergangenen Jahren gelun-

gen, diese Summe durch erfolgreiche Pro-
jektanträge zu verzehnfachen und so eine 

breite Praxis zu ermöglichen. Besonders 
wichtig ist dabei auch die Unterstüt-
zung durch das Amt für Zuwanderung 
und Integration. Beide Förderungen 
eröffnen uns die Möglichkeit, ein 
Vielfaches der institutionellen Mit-
tel nach Wiesbaden zu holen und 
damit unsere Arbeit nachhaltig zu 
sichern und auszubauen.

GESAMTFÖRDERSUMME: 769,202.92 €

BUND: 122.147,97 €    15,9 %
LAND HESSEN: 179.733,74 €    23,4 %
LANDESHAUPTSTADT WIESBADEN: 466.021,21 €    60,6 %
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FÖRDER*INNEN

Wie dargestellt kann Spiegelbild auf eine breite Unter-
stützung von Förder*innen zurückgreifen, die sich aus 
der Landeshauptstadt Wiesbaden, dem Land Hessen 
und dem Bund zusammensetzt. Wir sind dankbar für 
diese enge Zusammenarbeit, bei der wir als Träger die 
bereitgestellten Mittel in konkrete Bildungs- und Bera-
tungsarbeit umsetzen können. Die Förderung ist somit 
Ausdruck eines gemeinsamen Engagements, das wir 
verantwortungsvoll und mit großer Sorgfalt gestalten.
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Anlage 4) 
Sonstige Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

1. Grundvoraussetzung für die Förderung ist, dass der Zuwendungsempfänger die freiheitlich demo-
kratische Grundordnung des Grundgesetzes (GG) anerkennt und eine den Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit gewährleistet. Liegen Verdachtsmomente vor, dass Personen oder Organisatio-
nen mit der inhaltlichen Mitwirkung an der Durchführung des Projekts beauftragt werden bzw. in 
sonstiger Weise an dem Projekt partizipieren, von denen bekannt ist oder bei denen damit gerech-
net werden muss, dass sie sich gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung betätigen, ist 
das Bundesamt unverzüglich zu unterrichten, um über die weiteren Schritte zu entscheiden. 

2. Bei Veröffentlichungen und Verlautbarungen aller Art (z. B. Presseerklärungen, Publikationen, Ar-
beitsmaterialien, Berichten, Ankündigungen, Einladungen) ist unter Einfügung des Logos in der je-
weils gültigen Fassung auf die Förderung durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) hinzuweisen. Dies gilt auch für digitale Veröffentlichungen wie z.B. auf Facebook, Twitter, Y-
ouTube oder auf den Internetseiten des Projektträgers. Bitte holen Sie vor der o.g. Veröffentlichung 
oder Verlautbarung eine Genehmigung durch das Förderreferat (Referat 81D) ein und fordern Sie 
das Logo in seiner aktuell gültigen Version an. 

3. Im Interesse einer sinnvollen Koordination der örtlichen Ressourcen ist eine Kooperation und Ver-
netzung mit einem vor Ort vorhandenen Netzwerk für Integration vorzusehen. Hierzu sollen die 
Projekte eng mit den Kommunen und Landkreisen und mit den Trägern der vor Ort bestehenden 
Integrationskurse, den Houses of Resources, der Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer 
(MBE) sowie den Jugendmigrationsdiensten (JMD) zusammenarbeiten. Die zuständigen Regional-
koordinatorinnen und Regionalkoordinatoren des BAMF können hierbei unterstützend tätig wer-
den.  

Eine Kooperation mit Stiftungen, Programmen und Projekten, die mit kommunalen oder Landes-
mitteln sowie mit Mitteln der Europäischen Union, wie zum Beispiel dem Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds (AMIF) oder dem Europäischen Sozialfonds, gefördert werden, ist anzustreben. 

4. Der Träger trägt die Gewährleistung dafür, dass das für die Projektumsetzung eingestellte Personal 
die erforderliche Qualifikation für die ausgeübte Tätigkeit sowie vorgesehene Eingruppierung be-
sitzt.  

5. Der Abschluss von Verträgen, die zeitlich über den vorgenannten Bewilligungszeitraum hinausge-
hen, erfolgt auf eigene Verantwortung des Zuwendungsempfängers bzw. jeweiligen Projektträgers, 
da aus der diesjährig gewährten Zuwendung nicht auf eine entsprechende Förderung für nachfol-
gende Haushaltsjahre geschlossen werden kann; d.h. z.B. alle arbeitsrechtlichen Konsequenzen im 
Zusammenhang mit dem eingesetzten Projektpersonal trägt der Zuwendungsempfänger bzw. je-
weilige Projektträger. Gleiches gilt für den Abschluss von Mietverträgen (das BAMF empfiehlt bei 
Abschluss von Mietverträgen eine möglichst kurze Kündigungsfrist, z.B. von drei Monaten festzu-
legen). 
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PRAXIS- UND KOOPERATIONSPARTNER*INNEN

Unsere Arbeit stützt sich neben der Förderung durch die Lan-
deshauptstadt Wiesbaden, das Land Hessen und den Bund 
selbstverständlich auch auf ein breites Netzwerk von Koopera-
tionspartner*innen. Dazu zählen zivilgesellschaftliche Initiativen, 
Betroffenenselbstorganisationen, Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie der Sozialen Arbeit, Kunst- und Kultureinrichtungen, 
Praxisnetzwerke und Beratungsstellen. Ebenso arbeiten wir eng 
mit städtischen Institutionen und öffentlichen Trägern zusam-
men. Dieses vielfältige Netzwerk aus Kooperations- und Praxis-
partner*innen ist ein zentraler Bestandteil dafür, dass wir unsere 
Angebote wirkungsvoll umsetzen und gemeinsam vor Ort einen 
Beitrag für eine offene und freie Gesellschaft leisten können.
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FACH- UND WISSENSCHAFTSNETZWERK

SCHULEN
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